
1450 der Beilagen zu den Stenographischen Protokollen des Nationalrates xv. GP 

JBericht 

des Verfa.ssungsausschusses 

über den Antrag der Abgeordneten Tonn, 
Grabher-Meyer und Genossen betreffend ein 

I Bundesverfassungsgesetz, mit dem das Bundes­
Verfassungsgesetz in der Fassung von 1929 

geändert wird (206/ A) 

Ziel d~r vorgeschlagenen Novelle zum Bundes­
Verfassungsgesetz ist die Schaffung einer Kompe­
tenz des Bundes auf dem Gebiete des Immissions­
schutzes. 

Zur Begründung ihres Antrages führen die 
Antragsteller aus: 

Ihr erstes Forderungsprogramm legten die Län­
der im Jahre 1964 vor. Nach Vorlage eines überar­
beiteten Forderungsprogrammes im Jahre 1970 und 
der darauffolgenden Intensivierung der Verhand­
lungen durch die neue Bundesregierung konnte ein 
nicht unbeträchtlicher Teil dieser Forderungen 
durch die Bundes-Verfassungsgesetz-Novelle 1974 
verwirklicht werden. Auch die Länder anerkannten 
diese B-VG-Novelle als einen "bedeutsamen Akt 
des kooperativen Föderalismus". 

Nach Überarbeitung der unerfüllt gebliebenen 
Wünsche aus dem Länderforderungsprogramm 
1970 legten die Länder im November 1976 ein neu­
erliches, sehr umfan.S"reiches Forderungsprogramm 
vor. Anläßlich der Uberreichung erklärte ,Bundes­
kanzler Dr. Kreisky die grundsätzliche Bereitschaft 
des Bundes zur Prüfung dieses Forderungspro­
grammes, kündigte aber gleichzeitig an, daß auch 
seitens des Bundes ein Forderungsprogramm zu 
überlegen sein wird. Insbesondere wies Bundes­
kanzler Dr. Kreisky auf die Notwendigkeit einer 
Kompetenz-Konzentration beim Bund imJnteresse 
eines wirksamen Umweltschutzes hin. Nach Bera­
tung des Forderungsprogrammes durch die Bun­
desregierung wurde dessen Prüfung durch die ein­
zelnen Ressorts vorgenommen. 

Nach einer ersten gegenseitigen Information 
wurden konkrete Gespräche über das Forderungs-

programm im Dezember 1979 aufgenommen. Als 
Ergebnis dieser Gespräche bot Bundeskanzler Dr. 
Kreisky im Juni 1981 den Ländern die Erfüllung 
von 17 Forderungen des Länderforderungspro­
grammes an, erhob jedoch seitens des Bundes sie­
ben Gegenforderungen. Darüber hinaus sollten in 
die zwischen Bund und Ländern zu führenden 
Gespräche auch einzelne Forderungen des Städte­

. und Gemeindebundes einbezogen werden. 

In intensiven Gesprächen unter dem Vorsitz von 
Staatssekretär Dr. Löschnak konnte. weitgehendes 
Einvernehmen über die zu erfüllenden Forderun­
gen der Länder sowie die Geg~nforderungen des 
Bundes erzielt werden. Eine der wesentlichsten 
Forderungen des Bundes stellte, neben der Schaf­
fung von Umweltschutz-Kompetenzen, die. Über­
tragung der Zuständigkeiten im Landarbeiterrecht 
an den Bund dar. Hiezu konnte jedoch unter den 
Ländern kein Einvernehmen erzielt werden. 

Da seitens der Länder die grundsätzliche Not­
wendigkeit der Schaffung von Bundeskompetenzen 
im Bereich des Immissionsschutzes anerkannt 
wurde, setzte man die Gespräche zur Erfüllung die­
ses Punktes fort. 

Als der~n Ergebnis konnte im September 1982 
zwischen dem Bund und acht Ländern Einverneh­
men über die Schaffung einer neuen Bundes­
Immissionsschutzkompetenz im Abtausch gegen 
drei von den Ländern gewünschten Verfassungsän­
derungen erzielt werden. Das Land Vorarlberg 
stimmte der Einigung zwischen Bund und Ländern 
unter Hinweis auf weiterreichende Vorstellungen 
nicht zu. 

Der vorliegende Initiativantrag dient der Erfül­
lung dieses Einvernehmens zwischen Bund und 
Ländern. Die Antragsteller geben jedoch in diesem 
Zusammenhang ihrem Bedauern Ausdruck, daß es 
trotz intensivster Bemühungen nicht möglich war, 
eine weiterreichende Erfüllung des Länderforde­
rungsprogrammes zu verwirklichen. Dies insbeson-
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dere deshalb, weil zwischen Bund und Ländern auf 
Grund intensiver Vorarbeiten bereits über eine 
wesentlich größere Zahl von Forderungen und 

\ 'Gegenforderungen grundsätzliches Einvernehmen 
erzielt werden konnte. ,. 

Sinn einer zeitgemäßen Adaptierung der Verfas­
sungsordnung, insbesondere hinsichtlich der Kom­
petenzbestimmungen im Geiste des kooperativen 
Bundesstaates kann jedoch. lediglich eine schritt­
weise Berücksichtigung der berechtigten Forderun­
gen sowohl der Länder wie auch des Bundes sein. 
Es ist daher zu hoffen, daß in absehbarer Zeit auch 
in den derzeit noch offengebliebenen Punkten ein 
Einvernehmen zwischen Bund und Ländern erzielt 
werden kann. 

Zu den einzelnen Bestimmungen 

Der Art. I Z 1 ergänzt den Art. 10 Abs. 1 Z 12 
B-VG durch eine Kompetenz des Bundes für Maß­
nahmen zur Abwehr von gefährlichen Belastungen 
der Umwelt, die durch Überschreitung von Immis­
sionsgrenzwerten entstehen. Unter der V orausset­
zung einer gefährlichen Belastung nicht nur für den 
Menschen, seine ökologische UlJlgebung, sondern 
für die Umwelt im allgemeinen, ist der Bund 
sowohl zur Gesetzgebung wie auch zur V ollzie­
hung aller zur Abwehr dieser gefährlichen Bela­
stungen notwendigen und geeigneten Maßnahmen 
zuständig. Für Maßnahmen solcher Art sollen dem 
Entwurf folgend, alle Zuständigkeiten der Länder 
auf den Bund übergehen. 

Die Immissionsgrenzwerte selbst sollen, wie sich 
aus Art. 11 ergibt, durch Vereinbarungen zwischen 
dem Bund und den Ländern gemäß Art. 15 a B-VG 
festgelegt werden. 

Nach nochmaliger Befassung der Landeshaupt­
männerkonferenz wurde der Art. II im Zuge der 
Ausschußberatungen aufgrund eines Abänderurigs­
antrages neu gefaßt. Die vom Ausschuß angenom­
mene Fassung des Art. II geht hiebei über die von 
den Ländern gestellten Forderungen hinaus. 
Gemäß Art. II in der beschlossenen Fassung ist für 
die Erlassung eines sich a!-lf den neuen Kompetenz­
tatbestand gemäß Art. 10 Abs. 1Z 12 B-VG stüt­
zenden Bundesgesetzes Voraussetzung, . daß über 
die bundesgesetzlich zu regelnden Immissionsgren­
zen eine entsprechende Vereinbarung zwischen 
Bund und Ländern gemäß Art. J5 a B-VG vorlie­
gen und in Kraft getreten sein muß. Die Bestim­
mungen des Art. II beziehen sich auf den neuen 
Kompetenitatbestand gemäß Art. 10 Abs. 1 Z 12 
B-VG, gelten jedoch nicht für Maßnahmen auf den 
bereits bis'her dem Bund zustehenden Gebieten des 
besonderen Umweltschutzes (zB Wasser- und 
Forstrecht). 

Die gesetzlich festzulegenden Maßnahmen zur 
Abwehr von gefährlichen Belastungen der Umwelt, 
die nach Überschreitung von Immissionsgrenzwer-

ten einsetzen, fallen in die mittelbare Bundesver­
waltung. 

In den meisten Industriestaaten erfolgte die 
Schaffung von Bundeszuständigkeiten im Bereich 
des Umwelt~chutzes bereits vor Jahren. Beispielhaft 
seien hier lediglich die Bundesrepublik Deutschland 
und die Schweiz genannt. Durch d~n vorliegenden 
Entwurf soll nun auch in Österreich der Bund eine 
solche "Umweltschutzkompetenz" erhalten. Ge­
messen an der - auch von den Ländern grundsätz­
lich anerkannten - Notwendigkeit einer effizien­
ten und bundeseinheitlichen Umweltschut;politik 
stellt die durch den vorliegenden Entwurf dem 
Bund einzuräumende Umweltschutzkompetenz 
eine Erfüllung seiner dringlichsten Forderungen 
dar. Auf Grund dieser neuen Zuständigkeit wirg es 
in Zukunft zweifelsfrei möglich sein, konkreten 
und möglichen Gefährdungen der Umwelt mittels 
geeigneter Maßnahmen entgegenzutreten. Im 
Bereich' der "prophylaktischen" Umweltpolitik 
bleibt jedoch die bisherige Rechtslage weitgehend 
bestehen. Als sogenannte Annexmaterie stellt sie 
einen Bestandteil unzähliger Verwaltungsmaterien 
dar, zu deren Regelung und Vollziehung in weiten 
Bereichen der Bund, in vielen und insbesondere 
wichtigen Teilbereichen aber die Länder zuständig 
sind. 

Angesichts' der vorliegenden "Umweltschutz­
Kompetenz" sei grundsätzlich ilnerkannt, daß die 
Länder in den hiezu notwendig gewesenen Ver­
handlungen ihre Bereitschaft erklärt und bewiesen 
haben dazu beizutragen, daß für einen effizienten 
und modernen Umweltschutz die entsprechenden 
Rechtsgrundlagen geschaffen werden. Seitens des 
Bundes sei jedoch gerade im Zusammenhang mit 
der vorliegenden B-VG-Novelle nochmals die 
Bereitschaft und das Interesse daran erklärt, die 
Verhandlungen mit den Ländern über eine zeitge­
mäßere Gestaltung der Kompetenzbestimmungen 
des B-VG fortzusetzen. Weitere Zuständigkeiten 
auf dem Gebiete des Umweltschutzes müssen hie­
bei seitens des Bundes zweifellos angestrebt wer­
den. 

Die in-Art. I Z 2 vorgesehene Regelung hinsicht­
lich des Kurortewesens enthält eine teilweise Erfül­
lung der Länderforderung (Punkt A 7 des Forde­
rungsprogrammes der Bundesländer 1976) nach 

, vollständiger ÜbersteIlung des Kurortewesens in 
die Landeszuständigkeit. Im Interesse der Erhal­
tung eines einh.eitlichen medizinischen Standards 
der Kurorte und der Kureinrichtungen sowie der 
Kuranstalten wurde das Kurortewesen nicht zur 
Gänze der Landeskompetenz überlassen, sondern 
eine beschränkte Kompetenz des Bundes· im unbe­
dingt erforderlichen Ausmaß beibehalten. Eine 
Bundeszuständigkeit hinsichtlich des Kurortewe­
sens soll somit für die Festlegung der Grundsätze 
des erwähnten medizinischen Standards und, - so 
wie bisher in Gesetzgebung und Vollziehung - für 
die sanitäre Aufsicht über die Kurorte bestehen. 

1450 der Beilagen XV. GP - Ausschussbericht NR (gescanntes Original)2 von 4

www.parlament.gv.at



1450 der Beilagen 3 

In ihrem Forderungsprogramm 1976 (A 12) 
haben die Bundesländer verlangt, daß die Ausnah­
meregelung hinsichtlich, bestimmter Bundesge­
bäude, die sich in Art. 15 Abs. 5 B-VG findet, fal­
lengelassen 'wird und haben demgemäß die Aufhe­
bung dieses Absatzes verl~ngt. Es kann aber nicht 
übersehen werden, daß der Bund ein erhebliches 
Interesse an der Vollziehung in Bausachen hinsicht­
lich seiner Gebäude hat, die öffentlichen Zwecken 
dienen. Aus diesem Grund wurde der Länderforde­
rung in Art. I Z 3 zwar nicht voll, aber doch inso­
weit entsprochen, daß der Instanzenzug abgekürzt 
wird und nicht mehr bis zum zuständigen Bundes­
minister läuft. Die Vollziehung in Bausachen, die 
öffentlichen. Zwecken dienende bundeseigene 
Gebäude betreffen, soll daher weiterhin in mittelba­
rer Bundesverwaltung bleiben, doch soll in letzter 
Instanz der Landeshauptmann entscheiden. Es sei 
darauf hingewiesen, daß diese Regelung es nicht 
ausschließt, daß im Fall der Säumnis des zuständi­
gen Landeshauptmannes infolge des Überganges' 
der Entscheidungspflicht an den zuständigen Bun­
desminister dieser zu entscheiden hat. Dieser bleibt 
auch sachlich in Betracht kommende Oberbehörde 
im Sinne des A VG 1950. Daher wurde keine Ände­
rung des Art. 131 Abs. 1 Z 3 B-VG vorgeschlagen, 
wonach der zuständigen Landesregierung in den 
Angelegenheiten des Art. 15 Abs. 5 erster Satz 
B-VG das Recht der Beschwerde an den Verwal­
tungsgerichtshof gegen Bescheide des zuständigen 
Bundesministers zusteht. 

Auch der Art. I Z 4 erfüllt teilweise eine Länder­
forderung (A 21 des Forderungsprogrammes der 
Bundesländer 1976). Die Forderung der Länder 
bestand darin, das Einspruchsrecht der Bundesre~ 
gierung gegen Gesetzesbeschlüsse des Landtages 
auf behauptete Eingriffe in die Zuständigkeit des 
Bundes zu beschränken. Dieser Forderung der Län­
der soll in jenen Fällen entsprochen werden, in 
denen der dem Gesetzesbeschluß zugrunde lie-

Wanda BnlDner 

Berichterstatter 

gende Entwurf vor der Einleitung des Gesetzge-
. bungsverfahrens dem Bund zur Stellungnahme 
übermittelt worden ist. Hat der .Bund Gelegenheit 
zur Stellungnahme gehabt,. so ist, unabhängig 
davon, ob der Bund von dieser Möglichkeit 
Gebrauch gemacht hat oder nicht, nurmehr ein 
Einspruch der Bundesregierung zulässig, der sich 
auf einen behaupteten Eingriff in die Zuständigkeit 
des Bunde's gründet. Eine solche Beschränkung des 
Einspruchsrechtes der Bundesregierung setzt aber 
eben voraus, daß der dem Gesetzesbeschluß 
zug run dei i e gen d e Entwurf dem Bund zur 
Stellungnahme übermittelt worden ist, dh. daß hin­
sichtlich jener Bestimmungen eines Gesetzesbe­
schlusses eines Landtages, die ihrem substantiellen 
Inhalt nach nicht Gegenstand einer Stellungnahme 
des Bundes sein konnten, zB weil sie erst im Zuge 
des Gesetzgebungsverfahrens im Landtag eingefügt 
worden sind, das volle Einspruchsrecht der Bundes­
regierung besteht. 

Der Verfassungsausschuß hat den Initiativantrag 
am 27. Jänner 1983 in Verhandlung gezogen und 
nach W onmeldungen der Abgeordneten Dr. Wie -
si n ger, Dr. Fis c her, Dr. Ne iss e r, 
Dr. Sc h·r a n z, Ton n, Ing. Hob I., Dr. G r a­
den e g' ger, Dr. Fr i s ehe n s chi a ger und 
Dr. V e sei s k y . einstimmig beschlossen, dem 
Hohen Hause die Annahme des Gesetzentwurfes in 
der von den Abgeordneten Ton n, Dr. Wie s in -
ger und Dr. F r i s c h e n s chi a ger vorgeschla­
genen Fassung zu empfehlen. 

Der V erfassungsaussch~ß stellt somit den 
An t rag, der Nationalrat wolle dem an g e - • J. 
s chi 0 s sen enG e set zen t w u r f die verfas- J. 
sungsmäßige Zustimmung erteilen. 

Wien, 1983 01 27 

Dr. Schranz 

Obmann 
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Bundesverfassungsgesetz vom xxxxxx, 
mit dem das Bundes-Verfassungsgesetz . in der 

Fassung von 1929 geändert wird 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Artikel I 

Das Bundes-Verfassungsgesetz in dei Fassung 
von 1929, zuletzt geändert durch das Bundesverfas­
sungsgesetz BGBI. 354/1982, wird wie folgt geän­
dert: 

1. Art. 10 Abs. 1 Z 12 hat zu lauten: 

,,12. Gesundheitswesen mit Ausnahme des Lei­
chen- und Bestattungswesens sowie des Gemein­
desanitätsdienstes und Rettungswesens, hinsichtlich 
der Heil- und Pflegeanstalten, des Kurortewesens 
und der natürlichen Heilvorkommen jedoch nur 
die sanitäre Aufsicht; Maßnahmen zur Abwehr von 
gefährlichen Belastungen der Umwelt, die durch 
Überschreitung von Immissionsgrenzwerten entste­
hen; Veterinärwesen; Ernährungswesen einschließ­
lich der Nahrungsmittelkontrolle;" 

2. Art. 12 Abs. 1 Z 1 hat zu lauten: 

,,1. Armenwesen; Bevölkerungspolitik, soweit sie 
nicht unter Art. 10 fällt; Volkspflegestätten, Mut­
terschafts-, Säuglings- und Jugendfürsorge; Heil­
und Pflegeanstalten; vom gesundheitlichen Stand­
punkt aus an Kurorte sowie Kuranstalten und Kur­
einrichtungen zu stellende Anforderungen; natürli­
che Heilvorkommen ;" 

3. Art. 15 Abs. 5 hat zu lauten: 

,,(5) Soweit Akte der Vollziehung in Bausachen 
bundeseigene Gebäude betreffen, die öffentlichen 
Zwecken, wie der Unterbringung von Behörden 
und Ämtern des Bundes oder von öffentlichen 
Anstalten - darunter auch Schulen und Spitälern 

- oder der kasernenmäßigen Unterbringung von 
Heeresangehörigen oder sonstigen Bundesbedien­
steten dienen, fallen diese Akte der Vollziehung in 
die mittelbare Bundesverwaltung ; der Instanzenzug 
endet beim Landeshauptmann. Die Bestimmung 
der Baulinie und des Niveaus fällt jedoch auch in 
diesen Fällen in die Vollziehung des Landes." 

4. Art. 98 Abs. 2 hat zu lauten: 

,,(2) Wegen Gefährdung von Bundesinteressen 
kann die Bundesregierung gegen den Gesetzesbe­
schluß eines Landtages binnen acht Wochen von 
dem Tag, an dem der Gesetzesbeschluß beim Bun­
deskanzleramt eingelangt ist, einen mit Gründen 
versehenen Einspruch erheben. Wenn dem Bund 
vor Einleitung des Gesetzgebungsverfahrens über 
den Gesetzesbeschluß Gelegenheit zur Stellung­
nahme zum zugrunde liegenden Entwurf gegeben 
worden ist, darf sich der Einspruch nur auf einen 
behaupteten Eingriff in die Zuständigkeit des Bun­
des gründen. Im Falle eines Einspruches darf der 
Gesetzesbeschluß nur kundgemacht werden, wenn 
ihn der Landtag bei Anwesenheit von mindestens 
der Hälfte der Mitglieder wiederholt." 

Artikel 11 

Ein Bundesgesetz betreffend Maßnahmen zur 
Abwehr von gefährlichen Belastungen der Umwelt, 
die durch Überschreitung von Immissionsgrenz­
werten entstehen, kann erst nach Inkrafttreten 
einer Vereinbarung zwischen dem Bund und den 
Ländern (Art. 15 a B-VG) über die Festlegung von 
Immissionsgrenzwerten erlassen werden. 

Artikel III 

(1) Dieses Bundesverfassungsgesetz tritt mit 
1. Juli 1983 in Kraft. 

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesverfas­
sungsgesetzes ist die Bundesregierung betraut. 
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